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			Wachstumsmotor für Argentinien

			Zukunftsforum diskutiert die Chancen der globalen Energiewende

			Von Karoline Richter
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			Diskussionsrunde mit der deutschen Staatssekretärin Jennifer Morgan (r.) und der argentinischen Klimapolitikerin Cecilia Nicolini (2.v.l.). (Foto: Richter)

			Buenos Aires (AT) - Wie können Argentinien und Deutschland die globale Energiewende voranbringen und zugleich wirtschaftlich davon profitieren? Nur wenige Tage nach dem Abschluss der Weltklimakonferenz (COP 27) in Ägypten standen die Klimakrise und der Energiedialog beider Länder im Mittelpunkt einer zweistündigen Infoveranstaltung in der Deutschen Botschaft.

			Eingeladen hatten neben der deutschen Auslandsvertretung auch die Grünen-nahe Heinrich-Böll-Stiftung und die Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ). Bei über 30 Grad Außentemperatur diskutierte Jennifer Morgan (Staatssekretärin und Sonderbeauftragte für internationale Klimapolitik im Auswärtigen Amt) unter anderem mit Cecilia Nicolini (Nationale Staatssekretärin für Klimawandel, Nachhaltige Entwicklung und Innovation), Flavia Royón (Nationale Staatssekretärin für Energie) und Arabela Carreras (Gouverneurin der Provinz Río Negro) über die vielfältigen Ressourcen Argentiniens, das neben den Rohstoffen Lithium und Kupfer nach Ansicht aller Anwesenden auch über beste Voraussetzungen für grünen Wasserstoff sowie Wind- und Solarenergie verfügt. 

			Die Provinz Río Negro im Süden Argentiniens beispielsweise ist gesegnet mit Wind, Wasser und Sonne und könnte eine Schlüsselrolle spielen bei der Produktion grünen Wasserstoffs mit Hilfe sauberer Energien: Grüner Wasserstoff ermöglicht die klimaneutrale, chemische Speicherung von Energie auf kurzem Raum und für lange Zeit. 

			Der deutsche Botschafter Ulrich Sante eröffnete die Veranstaltungsreihe „Foro Futuro“ (Zukunftsforum), an der diesmal rund 150 Interessierte aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft teilnahmen. Die Welt stehe vor schwerwiegenden Folgen der Klimakrise, warnte Sante, die bislang am Wachstum orientierte Gesellschaft müsse umdenken. Entscheidend seien industrielle Transformation und Energiewende, beides zentrale Themen des Zukunftsforums, das den deutsch-argentinischen Energiedialog voranbringen wolle.
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			„Der Ausbau der erneuerbaren Energien kann ein Wachstumsmotor für Argentinien sein“, ergänzte Staatssekretärin Morgan in ihrem Eingangsstatement. „Damit lassen sich Jobs und Wohlstand generieren.“ Für die ökologische Transformation der Wirtschaft suche Deutschland weltweit nach Partnern, „die ambitionierte Klimapolitiken in die Tat umsetzen wollen.“ Mit Blick auf Argentinien stehe die deutsche Wirtschaft längst in den „Startlöchern für Investitionen.“ Die Industrie warte nur noch auf die „richtigen rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen, um langfristige Planungssicherheit zu haben“, so Morgan. Die aus den USA stammende Politikerin leitete von 2016 bis 2022 die Umweltschutzorganisation Greenpeace International, ehe sie zum Auswärtigen Amt wechselte.

			Jörg Haas, Experte für transformative Wirtschaftspolitik bei der Heinrich-Böll-Stiftung, zeigte am Beispiel Namibias, über welches enorme wirtschaftliche Potential etwa grüner Wasserstoff verfügt. In der Nähe der afrikanischen Küstenstadt Lüderitz ist - auch mit Hilfe deutscher Investoren - das gigantische Projekt „Hyphen“ zur Produktion von grünem Wasserstoff geplant. Das Investitionsvolumen beträgt rund elf Milliarden US-Dollar. Die Gegend hat mit starkem Wind und intensiver Sonne beste Bedingungen für das Vorhaben, von dem sich Namibia unzählige neue Jobs und ein kräftiges Wirtschaftswachstum verspricht. Allein für den Bau der Anlage werden etwa 15.000 Arbeitskräfte benötigt, für den Betrieb sind mehr als 7000 Fachkräfte erforderlich. Laut Haas könnte das Projekt ein Modell für Argentinien sein, das über ähnlich günstige Voraussetzungen zur Wasserstoff-Produktion verfüge wie etwa Namibia.
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			Neben Jörg Haas ist auch Morgan gerade erst aus dem ägyptischen Konferenzort Sharm el-Sheikh zurückgekehrt, ebenso wie Staatssekretärin Nicolini. Die Bilanz der COP-Teilnehmer fällt gemischt aus. Bei den Emissionen sei wenig erreicht worden, gibt Morgan zu. Im Moment bewege sich die Menschheit auf einem Pfad in Richtung einer 2,6- bis 2,8-Grad-Welt zu. Es reiche nicht, so weiterzumachen wie bisher, wenn die 1,5-Grad-Grenze des Pariser Abkommens eingehalten werden solle. Argentinien spüre die Folgen des Klimawandels bereits, warnte Morgan, „wenn in Patagonien die Gletscher schmelzen und in den Provinzen Corrientes und Chaco die Wälder in Flammen stehen“.

			Die argentinische Klimapolitikerin Nicolini kritisierte an der COP, dass auch nach dem Gipfel noch zahlreiche finanzielle Fragen ungeklärt seien, etwa bei der Unterstützung der von den Folgen des Klimawandels am meisten betroffenen, ärmeren Ländern. Der Norden müsse seinen finanziellen Verpflichtungen in Höhe von rund 100 Milliarden US-Dollar endlich nachkommen. Auch für Argentinien sei die Finanzierung der entscheidende Punkt bei der geplanten Energiewende, der „Mutter aller Schlachten“, prophezeite Nicolini. 

			Trotzdem würdigten die meisten Diskussionsteilnehmer die essentielle Rolle multinationaler Klimakonferenzen. Sie alleine reichten allerdings nicht aus, betonte Morgan, die unmittelbar nach der COP nach Lateinamerika gereist ist, was auch die Bedeutung der Region für die deutsche Energiepolitik unterstreichen soll. „Die Zukunft ist erneuerbar“, bilanzierte die 56-Jährige. „Wir müssen zusammenarbeiten, wenn wir die ökologische und ökonomische Transformation gestalten wollen: Unternehmen, Wissenschaft, Zivilgesellschaft, Politik, wir alle!“
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			Perus bisherige Vizepräsidentin als neue Staatschefin vereidigt
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			Dina Boluarte.

			Lima (dpa) - Nach der Absetzung des peruanischen Staatschefs Pedro Castillo durch das Parlament ist die bisherige Vizepräsidentin Dina Boluarte als neue Staatschefin vereidigt worden. Die 60-jährige Juristin legte am Mittwoch im Kongress in Lima ihren Amtseid ab. Die Verfassung sieht vor, dass im Fall einer Absetzung des Staatschefs sein Stellvertreter die Amtsgeschäfte übernimmt. Boluarte ist die erste Präsidentin in der Geschichte des südamerikanischen Landes.

			Zuvor hatte Castillo angekündigt, den Kongress aufzulösen und künftig mit Dekreten zu regieren. Offenbar wollte er damit der Abstimmung über einen Misstrauensantrag im Parlament zuvorkommen. Allerdings stellten sich auch große Teile seiner Regierung gegen ihn. Boluarte sprach von einem Staatsstreich. Schließlich stimmte die Mehrheit der Parlamentarier für eine Amtsenthebung von Castillo. Wenig später wurde der frühere Staatschef festgenommen und von Ermittlern vernommen, wie die staatliche Nachrichtenagentur Andina berichtete.Castillo sei im Zentrum der Hauptstadt Lima festgesetzt worden, berichtete Andina. In der Präfektur werde er von der Generalstaatsanwältin Patricia Benavides und der leitenden Staatsanwältin für Korruptionsfälle vernommen.
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			Castillo hatte versucht, der Abstimmung über den Misstrauensantrag zuvorzukommen, und kurz vorher die Auflösung des Kongresses und eine Neuwahl des Parlaments angekündigt. Die Parlamentarier sollten dann innerhalb von neun Monaten eine neue Verfassung ausarbeiten. “Bis der neue Kongress seine Arbeit aufnimmt, werden wir mit Dekreten regieren”, kündigte Castillo an.

			Der Präsident verkündete in seiner Ansprache zudem eine landesweite Ausgangssperre zwischen 22 Uhr und 4 Uhr und kündigte eine Reform des Justizwesens an. “Der Kongress hat den Rechtsstaat, die Demokratie und das Gleichgewicht zwischen den Staatsgewalten zerstört”, sagte Castillo. “Wir rufen alle Institutionen der Zivilgesellschaft und alle sozialen Gruppen dazu auf, die Entscheidung zu unterstützen.”

			Allerdings hatte sich Castillo offenbar verkalkuliert: Nachdem er die Auflösung des Kongresses angekündigt hatte, gingen ihm zahlreiche Kabinettsmitglieder von der Fahne, allen voran Vizepräsidentin Boluarte. “Ich lehne die Entscheidung von Pedro Castillo ab, durch die Auflösung des Kongresses den Zusammenbruch der verfassungsmäßigen Ordnung herbeizuführen. Das ist ein Staatsstreich, der die politische und institutionelle Krise verschärft, die die peruanische Gesellschaft unter strikter Einhaltung der Gesetze überwinden muss”, schrieb sie auf Twitter.

			Zahlreiche Minister traten nach Castillos Ansprache zurück. “Weil der Rechtsstaat verletzt wurde und im Einklang mit meinen demokratischen Grundsätzen reiche ich hiermit meinen unwiderruflichen Rücktritt als Minister für Wirtschaft und Finanzen ein”, schrieb Finanzminister Kurt Burneo auf Twitter. Auch Außenminister César Landa und Justizminister Felix Chero stellten ihre Ämter zur Verfügung. Generalstaatsanwältin Benavides sagte: “Wir weisen den Bruch der verfassungsmäßigen Ordnung auf das Schärfste zurück.”
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			Auch die Opposition sprach von einem Staatsstreich. “Er darf nicht tun, was er gerade getan hat. Das ist illegal”, sagte die Abgeordnete Martha Moyano von der rechten Partei Fuerza Popular im Radiosender RPP. Ihr Parteifreund Héctor Ventura sagte: “Die Streitkräfte müssen heute die demokratische Ordnung respektieren.” Der Abgeordnete und frühere Admiral José Cueto schrieb auf Twitter: “Was Pedro Castillo getan hat, ist ein Staatsstreich. Die Streitkräfte werden die Verfassung unterstützen und nicht den Diktator.”

			Castillos Regierung stand seit dem Amtsantritt des ehemaligen Dorfschullehrers im Juli vergangenen Jahres unter Druck. Wegen verschiedener Vorwürfe oder Meinungsverschiedenheiten räumten immer wieder wichtige Minister ihre Posten. Erst vor zwei Wochen ernannte Castillo eine neue Kabinettschefin - die fünfte in knapp eineinhalb Jahren. Seit seinem Amtsantritt hatte Castillo bereits zwei Amtsenthebungsverfahren überstanden.

			Die Regierung des Linkspolitikers befand sich zudem in einem permanenten Machtkampf mit dem Parlament. Zuletzt verweigerte der Kongress dem Staatschef die Erlaubnis, zum Gipfel der Pazifik-Allianz nach Mexiko zu reisen, und ließ das Treffen damit platzen. Auch gegen zahlreiche Parlamentarier wird wegen verschiedener Vorwürfe ermittelt. Zwei von Castillos Vorgängern wurden in ähnlichen Verfahren ihres Amtes erhoben.

		

	
		
			Lateinamerika
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			Kontinent in Kürze

			MERCOSUR

			Streit beim Gipfel 

			Beim Gipfeltreffen des Mercosur haben sich die Staatschefs von Argentinien und Uruguay einen Schlagabtausch über die Zukunft des südamerikanischen Wirtschaftsbündnisses geliefert. „Die Lösung besteht nicht darin, dass jeder sein eigenes Ding macht. Ich glaube nicht, dass das der Mechanismus ist“, sagte der argentinische Präsident Alberto Fernández am Dienstag bei dem Treffen in Montevideo. „Die unilateralen Aktionen bereiten uns Sorgen.“ Zuletzt hatte Uruguay im Alleingang einen Antrag auf Aufnahme im transpazifischen Handelsabkommen CPTPP gestellt. Das ist eigentlich nicht vorgesehen. Argentinien hat turnusgemäß die Präsidentschaft des Bündnisses übernommen.

			EL SALVADOR

			Großeinsatz gegen Banden 

			Soyapango - Bei einem Großeinsatz gegen die mächtigen Jugendbanden in El Salvador haben die Sicherheitskräfte die Stadt Soyapango abgeriegelt und nach Gangmitgliedern gesucht. 8500 Soldaten und 1500 Polizisten seien an der Operation im Großraum der Hauptstadt San Salvador beteiligt, teilte Präsident Nayib Bukele am Samstag mit. „Die einfachen Bürger haben nichts zu befürchten und können ihr Leben normal fortführen“, schrieb der populistische Staatschef auf Twitter. „Das ist ein Einsatz gegen Kriminelle, nicht gegen ehrliche Bürger.“ Nach einer Welle der Gewalt rief die Regierung im März den Ausnahmezustand aus. Seitdem geht die Regierung des konservativen Präsidenten Bukele mit großer Härte gegen die Banden vor. Mehr als 56.000 mutmaßliche Bandenmitglieder wurden verhaftet, die Mordrate ging zuletzt deutlich zurück. Aktivisten prangern allerdings Menschenrechtsverletzungen an.

			USA / BRASILIEN

			Einladung für Lula

			Washington - Die USA wollen den neuen brasilianischen Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva zu einem Besuch einladen. Der Kommunikationsdirektor des Nationalen Sicherheitsrates, John Kirby, sagte in Washington: „Ich kann bestätigen, dass wir einen Besuch planen.“ Der Nationale Sicherheitsberater von Präsident Joe Biden, Jake Sullivan, werde sich nächste Woche in Brasilien sowohl mit Vertretern der künftigen Regierung als auch der Regierung des scheidenden Präsidenten Jair Bolsonaro treffen. „Wir freuen uns darauf, Präsident Lula zu gegebener Zeit hier begrüßen zu dürfen“, sagte Kirby. Einen Termin nannte er nicht. Der Links-Politiker Lula hatte sich Ende Oktober in einer Stichwahl gegen den rechten Amtsinhaber Bolsonaro knapp durchgesetzt. Offizieller Machtwechsel ist am 1. Januar. (dpa/mc)
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			Ukraine greift Ziele in Russland an

			Drohnen schlagen weit im Hinterland ein
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			Am Ehrentag der Streitkräfte zeigt sich der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj stolz auf seine Truppen. (Foto: dpa)

			Kiew (dpa) - Im Ukraine-Krieg sind erneut Ziele in Russland von Drohnen attackiert worden. Auf einem militärisch genutzten Flugplatz brach ein Feuer aus. Aus Sicht des britischen Geheimdienstes bedeuten die jüngsten derartigen Angriffe einen erheblichen Rückschlag für Moskau. Unterdessen hat Russland die schweren Raketenangriffe auf zivile Objekte in der Ukraine als militärisch notwendig gerechtfertigt. 

			Videos aus der russischen Industriestadt Kursk zeigten eine große Stichflamme im Bereich des Flughafens. Medienberichten zufolge geriet ein Ölreservoir in Brand. Der Flughafen wird seit Beginn des russischen Angriffskriegs gegen das Nachbarland Ende Februar ausschließlich für militärische Zwecke genutzt. Zudem berichtete das Internetportal Baza über eine Drohnenattacke auf das Kombinat „Slawa” im Gebiet Brjansk. Die Tätigkeit des Kombinats hat Moskau zum Staatsgeheimnis erklärt, weil es Verbindungen zur nationalen Sicherheit habe. Ziel waren Berichten zufolge offenbar ebenfalls Treibstoffreservoirs. 

			Die Angriffe auf die Infrastruktur der Ukraine sind aus Sicht Moskaus gerechtfertigt. „Die russischen Streitkräfte führen mit Hochpräzisionswaffen hoher Reichweite massive Schläge gegen das System der militärischen Führung, Rüstungsbetriebe und die mit ihnen verbundenen Objekte, um das Militärpotenzial der Ukraine zu brechen”, sagte Verteidigungsminister Sergej Schoigu. 
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			Am Ehrentag der ukrainischen Streitkräfte ist Präsident Selenskyj in die Nähe der Front gereist. Die Leistungsfähigkeit der ukrainischen Truppen habe sich bei der jüngsten Angriffswelle der Russen mit 70 Marschflugkörpern gezeigt - 60 konnten laut Kiew abgeschossen werden. „Nur die Zerschlagung russischer terroristischer Fähigkeiten, nur die Befreiung unseres gesamten Landes und nur die Verurteilung der Mörder kann Frieden bringen” so Selenskyj. Die britischen Geheimdienste werten die jüngsten Angriffe auf zwei russische Militärflughäfen als signifikanten Rückschlag für den Kreml. Sollte Russland die Explosionen, deren Ursache noch unklar sei, als gezielte Attacken einstufen, sei dies wohl ein schweres Versagen beim Schutz der eigenen Truppen, schrieb das britische Verteidigungsministerium am Dienstag. 

			Wegen der deutschen Offerte von Patriot-Luftabwehrsystemen an Polen knirscht es weiter zwischen Berlin und Warschau. Verteidigungsminister Mariusz Blaszczak gab bekannt, das Equipment nun doch anzunehmen und auf eigenem Staatsgebiet statt - wie von Polen eigentlich gewollt - in der Ukraine aufzustellen. Blaszczak äußerte zugleich seine „Enttäuschung” über die Haltung Deutschlands, die Patriots nicht an die Ukraine geben zu wollen. Blaszczak hatte bei Twitter mitgeteilt, die Patriots auf polnischem Gebiet unter eigenem Kommando aufstellen zu wollen. Verteidigungsministerin Christine Lambrecht (SPD) pocht aber darauf, dass die deutschen Flugabwehrsysteme Teil der integrierten Nato-Luftverteidigung sind. Dies ist problematisch, da die Ukraine im Gegensatz zu Polen nicht Mitglied der Nato ist.
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			Neuer Rückschlag für Trump

			Demokrat siegt bei Stichwahl in Georgia
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			Wahlsieger Raphael Warnock.

			Atlanta (dpa) - Mit dem Sieg der US-Demokraten bei einer Stichwahl um den letzten offenen Senatssitz hat Ex-Präsident Donald Trump erneut eine empfindliche Niederlage erlitten. Knapp einen Monat nach den Kongresswahlen in den USA ist es der Demokratischen Partei von Präsident Joe Biden am Mittwoch gelungen, ihre Mehrheit im Senat auszubauen. In der Stichwahl im US-Bundesstaat Georgia setzte sich der demokratische Senator Raphael Warnock gegen seinen republikanischen Herausforderer Herschel Walker durch. 

			Trump hatte vor drei Wochen verkündet, dass er erneut für die Republikaner das Weiße Haus erobern will. Der 76-Jährige verkündete seinen Plan kurz nachdem seine Partei bei den „Midterms” überraschend schlecht abgeschnitten hatte - und dabei ganz besonders von Trump geförderte Kandidatinnen und Kandidaten scheiterten. Walker war nun der letzte Trump-Protegé in dieser Reihe. Für Trump ist das besonders unangenehm, denn es läuft für ihn gerade gar nicht rund. Gleichzeitig hat Trump mit diversen juristischen Problemen zu kämpfen - an vorderster Front die Ermittlungen wegen streng geheimer Regierungsdokumente, die er in seinem Anwesen Mar-a-Lago in Florida gebunkert hatte. Ob ihm das letztlich alles bei seiner Kandidatur fürs Weiße Haus nachhaltig schaden wird, bleibt offen. 

			In Georgia standen sich Amtsinhaber Warnock (53), ein schwarzer Pastor, und der ebenfalls schwarze einstige Football-Star Walker (60) gegenüber. Im ersten Anlauf Anfang November blieben beide knapp unter 50 Prozent. Nach dem Wahlrecht des Bundesstaats im Süden wurde damit eine Stichwahl nötig. Der wiedergewählte Senator Warnock sagte nach seinem Erfolg am Dienstagabend: „Nach einem hart geführten Wahlkampf ist es mir eine Ehre, die vier mächtigsten Worte auszusprechen, die es in einer Demokratie zu sagen gibt: Das Volk hat gesprochen.”

			Die Demokraten hatten bei den Kongresswahlen im November überraschend gut abgeschnitten und sich bereits 50 der 100 Sitze im Senat gesichert - und damit abermals die Kontrolle in der wichtigen Kongresskammer. Das liegt daran, dass die demokratische US-Vizepräsidentin Kamala Harris - zugleich Präsidentin des Senats - in einer Pattsituation mit abstimmen darf. Nun haben die Demokraten in der Kammer 51 Sitze - eine etwas komfortablere Mehrheit. Die erste Hälfte von Bidens Amtszeit hat gezeigt, wie wichtig ein 51. Sitz sein kann. Insbesondere zwei Senatoren aus den eigenen Reihen machten Biden in den ersten beiden Jahren das Leben schwer und blockierten mehrere seiner politischen Vorhaben. Vor allem der Demokrat Joe Manchin stellte sich immer wieder quer. Mit dem 51. Sitz sind die Demokraten zumindest von Manchin alleine nicht mehr auszubremsen.

			[image: ]

		

	
		
			Internationale Politik

			[image: ]

			Weltnachrichten

			IRAN

			Angespannte Lage 

			Teheran - Zahlreiche Ladenbesitzer im Iran haben am dritten Tag in Folge ihre Geschäfte aus Protest nicht geöffnet. Der Staat hat in der Region schon ein massives Aufgebot von Sicherheitskräften zusammengezogen. Präsident Ebrahim Raisi zeigte sich bei einem Treffen mit systemtreuen Studenten kämpferisch. Er erneuerte seine Behauptung, dass die USA die Proteste anheizten und den Iran zerstören wollten. Beobachter sehen darin jedoch ein Manöver, um von den eigentlichen Ursachen der Proteste abzulenken. Bei dem Treffen mit Raisi, Parlamentspräsident Bagher Ghalibaf und Justizchef Gholam-Hussein Mohseni-Edschehi soll es Berichten zufolge um eine mögliche Entscheidung über die Zukunft der Sittenpolizei gegangen sein. Nach Einschätzung von Experten könnte der Kopftuchzwang auch bei einer Abschaffung der berüchtigten Einheit weiter verfolgt werden, etwa durch Videoüberwachung.

			OECD/EU

			Lebenserwartung gesunken

			Paris - Durch die Corona-Pandemie ist die Lebenserwartung im EU-Raum 2021 laut der Industriestaaten-Organisation OECD um mehr als ein Jahr im Vergleich zum Stand vor der Krise gesunken. Das sei für die meisten Länder der höchste Rückgang seit dem Zweiten Weltkrieg, teilte die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) mit. Die Lebenserwartung lag im Jahr 2021 demnach bei etwas mehr als 80 Jahren. Corona habe die Gesundheitsausgaben 2020 und 2021 in fast allen EU-Ländern in die Höhe getrieben. Die Pandemie hatte unter anderem auch erhebliche Auswirkungen auf die psychische Gesundheit vieler, vor allem junger Menschen. Die psychosozialen Dienste seien an ihre Grenzen gestoßen, weil die Nachfrage nach Unterstützung so groß gewesen sei, so die OECD.

			NAHOST

			US-Außenminister gegen Siedlungsbau

			Washington - US-Außenminister Antony Blinken hat die Siedlungspolitik im besetzten Westjordanland mit deutlichen Worten kritisiert - und damit auch indirekt eine Warnung an den israelischen Ministerpräsidenten Netanjahu ausgesprochen. „Wir werden uns auch weiterhin unmissverständlich allen Handlungen entgegenstellen, die die Aussichten auf eine Zweistaatenlösung untergraben”, sagte er am Sonntag. Dazu zählten „Ausweitung von Siedlungen, Bestrebungen zur Annexion des Westjordanlandes, die Beeinträchtigung des historischen Status quo der heiligen Stätten, Abrisse (von Häusern) und Zwangsräumungen sowie die Anstachelung zur Gewalt”. Derzeit arbeitet Ex-Ministerpräsident Netanjahu nach den jüngsten Parlamentswahlen an der Bildung einer rechts-religiösen Koalition. 

			[image: ]

			CHINA

			Ende der Null-Politik

			Peking - Nach der größten Protestwelle seit Jahrzehnten in China hat die Regierung in Peking eine Kehrtwende bei ihrer drakonischen Pandemie-Bekämpfung eingeläutet. Ein Zehn-Punkte-Plan sieht Erleichterungen bei Lockdowns, Quarantäne, Testpflicht und Reisen im Land für die 1,4 Milliarden Chinesen vor. Statt die Zahl der Infektionen mit Gewalt auf Null bringen zu wollen, wird China damit wie der Rest der Welt also auch versuchen, mit dem Virus zu leben. Die strikten Beschränkungen nach fast drei Jahren Pandemie hatten die Belastung für das Volk und Wirtschaft an ihre Grenzen stoßen lassen. Vor knapp zwei Wochen rollte die größte Protestwelle seit Jahrzehnten durch mehrere chinesische Städte. 

			ALBANIEN

			EU-Westbalkan-Gipfel 

			Tirana - Die Staats- und Regierungschefs der EU-Länder haben ihre Kollegen aus den sechs Ländern des westlichen Balkans eindringlich zu weiteren Reformen aufgerufen. Bei einem Gipfeltreffen in der albanischen Hauptstadt Tirana bekräftigen sie am Dienstag mit einer Erklärung ihr „uneingeschränktes und eindeutiges Bekenntnis zur EU-Beitrittsperspektive” der Länder Albanien, Serbien, Nordmazedonien, Bosnien-Herzegowina, Montenegro und Kosovo. Als eine Grundvoraussetzung für eine weitere Annäherung wird in der Erklärung die Unterstützung der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik inklusive der Sanktionen gegen Russland genannt. Im Gegenzug für Reformen will die EU die Westbalkanstaaten weiterhin großzügig finanziell unterstützen. 

			AFGHANISTAN

			Abschlussprüfung für Mädchen

			Kabul - Die Taliban haben Mädchen in Afghanistan den Besuch weiterführender Schulen bereits verboten, nun haben die Machthaber die Schülerinnen örtlichen Medien zufolge aber kurzfristig zum Ablegen der Abschlussprüfungen eingeladen. Die kurzfristige Ankündigung sorgte bei vielen Mädchen für Frust. „Erst konnten wir nicht am Unterricht teilnehmen und jetzt sollen wir ein Examen ablegen.” Trotzdem gab es auch Freude über die „kleine Chance”, wie andere Teilnehmerinnen sagten. Immer wieder gehen Frauen in Afghanistan für ihr Recht auf Bildung und Arbeit auf die Straße. Im März dieses Jahres hatten die Taliban die Öffnung der höheren Mädchenschulen angekündigt - nur um sie am selben Tag wieder zu schließen. (dpa)
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